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(Ar. 13391.) Verordnung zur Ausführung des $ 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 
(Reichsgeſetzbl. S. 147) bei dem Juſtizminiſter allein und hinſichtlich der Arbeitsgerichts⸗ 
behörden dem Juſtizminiſter und dem Miniſter für Handel und Gewerbe gemeinſam 
unterſtellten Behörden (Betrieben). Vom 17. Dezember 1928. 

Auf Grund des $ 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 147) 
wird nach Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer 
folgendes verordnet: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. 
Die dem Juſtizminiſter unterſtellten Behörden (Betriebe) und die dem Juſtizminiſter und 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe gemeinſam unterſtellten Arbeitsgerichtsbehörden werden 
zur Bildung von Einzelbetriebsvertretungen und eines Hauptbetriebsrats zuſammengefaßt. 


82. 
Als Betriebe im Sinne des Betriebsrätegeſetzes und dieſer Verordnung gelten: 
das Juſtizminiſterium, das Kammergericht, die Oberlandesgerichte, die Staatsanwalt⸗ 
ſchaften bei den Oberlandesgerichten, die Strafvollzugsämter, die Landgerichte, die 
Staatsanwaltſchaften, die Amtsgerichte, die hauptamtlichen Arbeitsgerichte, die Amts⸗ 
anwaltſchaften, die beſonderen Gefangenanſtalten. 


§ 3. 
Die Rechte und Pflichten des Staates als Arbeitgeber übt der Vorſtand der Behörde aus. 
Er iſt befugt, Beamte der Behörde als beſondere Vertreter zu beſtellen. 


8 4. 


Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsrätegeſetzes ſind Arbeiter und Angeſtellte, die bei einer 
der im § 2 bezeichneten Behörde beſchäftigt ſind. f N 


II. Aufbau der Betriebs vertretungen. 
§ 5. f N 

() Bei jeder Behörde ($ 2), welche die im Betriebsrätegeſetze vorgeſehene Mindeſtzahl von 
Arbeitnehmern beſchäftigt, wird eine Betriebsvertretung (Betriebsrat, Betriebsobmann) gebildet. 

e) Iſt nach der Zahl der Arbeitnehmer bei einer Behörde eine Betriebsvertretung nicht 
zu bilden, ſo kann der Juſtizminiſter — bei Beteiligung einer Arbeitsgerichtsbehörde im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Miniſter für Handel und Gewerbe — nach Vollziehung der Wahl des erſten 
Hauptbetriebsrats nach Benehmen mit dieſem beſtimmen, daß bei allen Behörden des Ortes oder 
bei einem Teile von ihnen oder für mehrere in günſtiger Verkehrslage gelegene eine gemeinſame 
Betriebsvertretung gebildet wird. a ; 
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§ 6. 
Zur Vertretung aller im Bereiche der Juſtizverwaltung beſchäftigten Arbeitnehmer wird 
beim Juſtizminiſterium ein Hauptbetriebsrat gebildet. f 


III. Zuſammenſetzung. 
SET: 
Die Zuſammenſetzung der Einzelbetriebsvertretungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften 
des Betriebsrätegeſetzes. 
8 8. 
Der Hauptbetriebsrat beſteht aus ſieben Mitgliedern. 


§ 9. 

Sowohl die Arbeiter wie die Angeſtellten müſſen durch mindeſtens einen Vertreter im 
Hauptbetriebsrate vertreten ſein; § 6 des Betriebsrätegeſetzes findet auf den Hauptbetriebsrat 
keine Anwendung. 

§ 10. 

Zur Führung der laufenden Geſchäfte wählt der Hauptbetriebsrat aus ſeiner Mitte einen 
geſchäftsführenden Ausſchuß von drei Mitgliedern, deren Beſchäftigungsort möglichſt Berlin 
ſein ſoll. 

§ 11. 

Bei der Zuſammenſetzung der Betriebsvertretungen ſollen die verſchiedenen Berufsgruppen 

der beſchäftigten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer nach Möglichkeit berückſichtigt werden. 


IV. Die Wahl. 
§ 12. 

Die Wahl zu den Einzelbetriebsvertretungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des 

Betriebsrätegeſetzes. 
§ 13. 

(1) Zur Wahl des Hauptbetriebsrats bilden alle Arbeitnehmer im Bereiche der Verwaltung des 
Juſtizminiſteriums (§ 2) einen Wahlkörper. Sie wählen die Mitglieder des Hauptbetriebsrats 
aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 

(2) Die Wahl der Mitglieder des Hauptbetriebsrats findet in demſelben Wahlgange mit der 
Wahl zu den Einzelbetriebsvertretungen ſtatt. 

(3) Wiederwahl iſt zuläſſig. 

§ 14. 

(1) Die Leitung der Wahl des Hauptbetriebsrats liegt in der Hand eines vom Haupt⸗ 
betriebsrate zu wählenden, aus drei wahlberechtigten Arbeitnehmern beſtehenden Wahlvorſtandes. 
Der Wahlvorſtand beſtimmt ſeinen Vorſitzenden ſelbſt und führt die Wahl nach der Wahl⸗ 
ordnung durch. . 

(2) Die Leitung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung liegt in der Hand 
eines vom Juſtizminiſter zu berufenden Wahlvorſtandes, der aus fünf von den bei den Ver⸗ 
handlungen über dieſe Verordnung beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen vorzuſchlagenden 
Arbeitnehmern beſteht. Das gleiche gilt im Falle des § 23 Abſ. 2 des Betriebsrätegeſetzes. 


§ 15. i 
Der Wahlvorſtand hat die Mitglieder des Hauptbetriebsrats ſpäteſtens zwei Wochen nach 
ihrer Wahl zur Vornahme der nach 8 26 des Betriebsrätegeſetzes erforderlichen Wahl zuſammen⸗ 
zuberufen. 


8 16. 
(1) Die Wahlzeit aller Betriebsvertretungen beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit dem 1. April 
eines Jahres und endet mit dem 31. März des nächſten Jahres. 
(2) Iſt während der Wahlzeit zu einer Neuwahl zu ſchreiten, ſo findet dieſe für den Reſt 
der Wahlzeit ſtatt. ö 
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(s) Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder der Betriebsvertretungen noch bis zum 
Zuſammentritte der neugewählten Betriebsvertretungen im Amte. 


V. Zuſtändigkeit. 
8517. 

Die Einzelbetriebsvertretung iſt im Rahmen der ihr durch das Betriebsrätegeſetz gewährten 
Befugniſſe zuſtändig für Angelegenheiten, die aus dem örtlichen Arbeitsverhältnis entſpringen und 
nicht über den Bereich der Betriebsvertretung hinaus von Bedeutung ſind. 

§ 18. 

(1) Der Hauptbetriebsrat iſt zuftändig für die einem Betriebsrate nach dem Betriebsrätegeſetz 
obliegenden Angelegenheiten, die über den Bereich der Einzelbetriebsvertretung hinaus von 
Bedeutung ſind, ſowie für ſolche, die von allgemeiner oder grundſätzlicher Bedeutung ſind. 

(2) Er iſt ferner zuſtändig für Angelegenheiten, die ihm vom Juſtizminiſter zur Behandlung 
überwieſen werden. 

g § 19. 

Ob eine Angelegenheit über den Bereich einer Einzelbetriebsvertretung hinaus von Bedeutung 

iſt, entſcheidet im Streitfalle der Juſtizminiſter nach Benehmen mit dem Hauptbetriebsrate. 


VI. Schlußbeſtimmung. 
§ 20. 8 
Der Juſtizminiſter und der Miniſter für Handel und Gewerbe werden ermächtigt, nach 
Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer Ausführungs- 
beſtimmungen zu dieſer Verordnung, insbeſondere die Wahlordnung, zu erlaſſen. 
§ 21. 


Mit Vollziehung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung hören die vorhandenen 
Betriebsvertretungen zu beſtehen auf. 
8 22. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1929 in Kraft. 


Berlin, den 17. Dezember 1928. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schreiber. Schmidt. 


(Nr. 13392.) Verordnung über Bildung von Kammern bei dem Landesarbeitsgericht Berlin. Vom 
18. Dezember 1928. 


Auf Grund des § 17 des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 23. Dezember 1926 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 507) wird in Abänderung der Verordnung vom 10. Juni 1927 (Geſetzſamml. S. 97) folgendes 
beſtimmt: i e 2 
8 1. 
Beim Landesarbeitsgerichte Berlin werden zwei weitere Kammern gebildet. 
§ 2. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1929 in Kraft. 


Berlin, den 18. Dezember 1928. 8 re 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. Der Preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Schmidt. 5 Im Auftrage: von Meyeren. 


| Ä Dr. Grunau, lol ten. Str. 12% 
g R 2 
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(Nr. 13393.) Fünfte Verordnung zur Durchführung der Aufwertung der Sparguthaben vom 
19. Dezember 1928. 


Auf Grund des § 58 des Geſetzes über die Aufwertung von Hypotheken und anderen 
Anſprüchen (Aufwertungsgeſetz) vom 16. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 117) wird folgendes 

angeordnet: 

§ 1. 

1 (1) Die aufgewerteten Sparguthaben bei öffentlichen oder unter Staatsaufſicht ſtehenden | 
Sparkaſſen find vom 1. Januar 1929 ab bis auf weitere mit jährlich 5 vom Hundert zu verzinſen. | 
(2) Die Gläubiger können die Auszahlung der Zinſen zum Ende eines jeden Kalenderjahres | 
verlangen, fofern die Zinſen 1 Reichsmark oder mehr betragen. | 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1929 in Kraft. 


Berlin, den 19. Dezember 1928. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. | 


Grzeſinski. 


Bekanntmachung. | 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: | 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Auguſt 1928 

über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Elektrizitätsverband Stade (Zweck⸗ | 
verband) in Bremen für die Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes — aus⸗ | 
genommen Hochſpannungsleitungen von mehr als 50 000 Volt ſowie Umfpann- und Schalt⸗ 
ſtationen, die über den Rahmen von Ortsſtationen hinausgehen — innerhalb der | 
Regierungsbezirke Stade und Lüneburg 

durch die Amtsblätter der Regierung in Stade Nr. 46 S. 145, ausgegeben am 17. November 

1928, und der Regierung in Lüneburg Nr. 47 S. 281, ausgegeben am 24. November 1928; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. November 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft 


in Berlin für den Bau einer bei Edelzell von der beſtehenden Leitung Marbach —Elm | 
abzweigenden 60 000 Volt⸗Leitung nach Fulda IE. 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 46 S. 270, ausgegeben am 17. November 1928. 


Die amtlich genehmigte 
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